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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Bauamt 

Beschluss-Nr: 
 
Datum: 
Verfasser: 

05GV/09/012 
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Granzow 

B-Plan Nr. 9 "Erweiterung Golfanlage Mecklenburg-Strelitz" 
Abwägung Vorentwurf 

Beratungsfolge: Abstimmung: 

Status Datum Gremium Ja Nein Enth. Änd. 

 Ö 01.10.2009 Gemeindevertretung der Gemeinde Groß Nemerow     

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt die in der Anlage beigefügte Abwägungsdokumentation 
für den B-Plan Nr. 9 „Erweiterung Golfanlage Mecklenburg-Strelitz“. 
 
Begründung: 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 
 
Rechtliche Grundlage: 
§ 1 Absatz 7 Baugesetzbuch 
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 
keine 
 
 
 
Stegemann 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
Abwägung 
Übersicht der Stellungnahmen 
 



Gemeinde Groß Nemerow 
B - Plan Nr. 9 „Erweiterung Golfanlage Mecklenburg Strelitz“ 
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Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit zum Vorentwurf vom 02.04.2009 
 

ABWÄGUNG 
 
Die Gemeinde Groß Nemerow hat am 02.04.2009 den Aufstellungsbeschluss über den B – Plan Nr. 9 
„Erweiterung Golfanlage Mecklenburg-Strelitz“ gefasst; der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich 
bekannt gemacht worden. 
 
Die Gemeinde Groß Nemerow hat am 02.04.2009 den Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 9 
gebilligt und zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden bestimmt.  
Der Vorentwurf hat vom 01.06.2009 bis 30.06.2009 öffentlich ausgelegen; im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung sind von Bürgern keine Anregungen und Bedenken vorgetragen worden.  
Die Behörden und Nachbargemeinden sind zur Stellungnahme aufgefordert worden.  
 
Die öffentlichen und privaten Belange sind untereinander und gegeneinander gerecht 
abzuwägen. 
 

1. Übersicht über die eingegangenen Stellungnahmen 
 
Lfd. 
Nr. 

Behörden / Nachbargemeinden Eingang 
Stellungnahmen 

Datum 
Stellungnahmen 

keine  
Einwände 

Anmerkungen 
/ Abwägung 
erforderlich 

 Behörden     
1. Amt für Raumordnung und Landesplanung 09.06.2009 05.06.2009 X X 
2. Landkreis Kataster 03.06.2009 02.06.2009 - X 
3. WBV Obere Havel /  Obere Tollense 04.06.2009 02.06.2009 X - 
4. Wehrbereichsverwaltung 08.06.2009 03.06.2009 X - 
5. Handwerkskammer 09.06.2009 04.06.2009 X - 
6. Amt für Landwirtschaft 10.06.2009 08.06.2009 X - 
7. E.ON edis AG 11.06.2009 09.06.2009 X* - 
8. LA für Gesundheit und Soziales 11.06.2009 09.06.2009 X - 
9. Flughafen Nbg. Trollenhagen 11.06.2009 09.06.2009 X* - 
10. Telekom 15.06.2009 08.06.2009 X* - 
11. LUNG 15.06.2009 11.06.2009 - X 
12. Bundesanstalt f. Immobilienaufgaben 17.06.2009 16.06.2009 X - 
13. Verbundnetz Gas AG 23.06.2009 19.06.2009 X* - 
14. LA für Kultur und Denkmalpflege 23.06.2009 22.06.2009 - X 
15. Deutscher Wetterdienst 25.06.2009 24.06.2009 X - 
16. Bergamt Stralsund 26.06.2009 25.06.2009 X - 
17. Neubrandenburger Stadtwerke 29.06.2009 26.06.2009 - X 
18. Forstamt 29.06.2009 26.06.2009 X - 
19. Betrieb für Bau und Liegenschaften 29.06.2009 25.06.2009 X - 
20. STAUN 29.06.2009 25.06.2009 X - 
21. IHK 29.06.2009 25.06.2009 X - 
22. StBA Neustrelitz 01.07.2009 26.06.2009 - X 
23. Landkreis Meckl. Strelitz 14.07.2009 10.07.2009 - X 
      
 Nachbargemeinden     
24. Stadt Neubrandenburg 25.06.2009 23.06.2009 X - 
25. Gemeinde Blumenholz 29.06.2009 11.06.2009 X - 
26. Stadt Burg Stargard  11.08.2009 X - 
27. Gemeinde Holldorf  02.09.2009 X - 
x* allgemeine Hinweise, die beachtet werden 
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind keine Bedenken und Anregungen vorgetragen worden. 
 
 
2. Abwägung 
 

Die Abwägung der Stellungnahmen erfolgt nachfolgend in tabellarischer Form. 
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Stellungnahme Nr. 1 Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr.  Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. und den Schlussbestimmungen 
 
Die untere Naturschutzbehörde ist beteiligt worden. 
 
Eine Ausnahmegenehmigung für die Bebauung im Landschaftsschutzgebiet 
ist in Aussicht gestellt worden. 
 
Für die im Bereich befindlichen Natura 2000-Gebiete sind entsprechende 
Verträglichkeitsprüfungen durchgeführt worden. Die vorgesehenen 
Maßnahmen sind geeignet, erhebliche Beeinträchtigungen von 
vorkommenden Arten mit besonderen Schutzerfordernis zu vermeiden, so 
dass ein Einvernehmen der unteren Naturschutzbehörde in Aussicht gestellt 
werden konnte. 
 
 
 
 
 
 
 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 2 Abwägung Abstimmung 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Kataster und die Bezeichnungen werden entsprechend berichtigt. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 11 Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Auflagen des LUNG werden als Hinweis in den B Plan aufgenommen und 
bei Baumaßnahmen zur Sanierung und Ergänzung des Gebäudebestandes 
beachtet. 
 
Ein Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung von den artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen ist nicht erforderlich. 
 
 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 14 Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bodendenkmale und die Hinweise werden nachrichtlich in die 
Planzeichnung und Begründung übernommen. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 14 Abwägung Abstimmung 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
Die Bodendenkmale und die Hinweise werden nachrichtlich in die 
Planzeichnung und Begründung übernommen. 
 
Hinweis: Die Ausgrenzungen der Bodendenkmale weichen von den 
Ausgrenzungen lt. Lageplan Landkreis Meckl. Strelitz ab. Nach Rücksprache 
beim Landesamt sind die vom Landesamt übergebenen Ausgrenzungen 
maßgebend. Die Angaben lt. Plan des Landkreises sind mittelwertbezogen zur 
Fundstelle ausgegrenzt; durch das Landesamt sind in Auswertung der 
Erfassungen fachbezogene Ausgrenzungen vorgenommen worden, die von 
den mittelwertsbezogenen Ausgrenzungen abweichen können.  
In die Satzung werden die Bodendenkmale entsprechend Karte des 
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege vorgenommen. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 17 Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Versorgungsanlagen werden nachrichtlich in die Planzeichnung 
übernommen. In der Begründung wird auf die vorhandenen Anlagen der 
Stadtwerke hingewiesen; die Hinweise zu Anpflanzungen werden in die 
Satzung aufgenommen. 
 
Die Festsetzung 3.2 wird um folgende Ausführungen ergänzt: 
 
Bei den Baumpflanzungen ist ein Abstand von mindestens 2,5 m zwischen der 
Stammachse und der Außenkante der Schmutzwasserdruckrohrleitung 
einzuhalten. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 22 Abwägung Abstimmung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In die Begründung zum B Plan Nr. 9 werden die Hinweise ergänzend mit 
aufgenommen. 
 
 
Zur B 96 werden die nach § 9 FStrG geforderten Bebauungsabstände 
eingehalten. Der Hinweis auf die momentan nicht abschließende Aussage zur 
Betroffenheit wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird in die Begründung mit aufgenommen. 
 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wasserwirtschaft 
Die Hinweise werden bei der weiteren Vorbereitung des Vorhabens beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 
 

Naturschutz 
LSG:  
Erhebliche und nachhaltige Änderungen des Landschaftsschutzgebietes sind 
nicht zu erwarten. Der Antrag auf Ausnahmegenehmigung für die Bebauung 
im LSG wird bei der unteren Naturschutzbehörde  eingereicht. 
 
Biotope Kleingewässer: 
Das Kleingewässer mit seiner vorhandenen Ufergehölzstruktur ist nach § 20 
LNatSchG gesetzlich geschützt, das Biotop ist in der Planzeichnung mit dem 
entsprechenden Planzeichen ausgegrenzt worden. Die vorhandenen Gehölze 
sind bereits zusätzlich mit Erhaltungsgeboten festgesetzt worden.  
Die vorgenommenen Festsetzungen in der Planzeichnung sind nach 
Auffassung der Gemeinde eindeutig und ausreichend. Eine Kombination der 
Planzeichen 13.2.2 (Erhaltungsgebot) und 13.3 (geschütztes Biotop) 
beeinträchtigt die Lesbarkeit der Planzeichnung.  
Um jedoch das Kleingewässer stärker zu dokumentieren werden die 
Teichflächen mit dem Planzeichen „Wasserflächen“ versehen.   
Eine zusätzliche Umgrenzung des Biotops mit Erhaltungsgeboten für Bäume 
und Sträucher wird nicht vorgenommen.  
 
Steinbecke:  
Die Maßnahmen wurden geprüft und werden wie folgt übernommen: 

• Wegeerschließungen am Rand des Biotops „Steinbecke“ sind nicht 
vorgesehen; das (W) wird entfernt. 

• Die Flächen zwischen der südlichen Grenze des Plangebietes und der 
Steinbecke werden weiterhin landwirtschaftliche genutzt; durch den 
Eigentümer der Flächen ist ggf. auch die Nutzung als Weide oder 
Wiese (Pferdekoppel) vorgesehen. 

• In die Satzung wird eine neue Festsetzung als Nr. 3.4 (alte 3.4 neu 
dann 3.5) zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen am südlichen Rand des Plangebietes mit 
aufgenommen. Es wird ein 4 m breiter Pflanzstreifen festgesetzt. 
Dieser ist mit Gruppen zu bepflanzen, deren Größe und Abstände 
variieren. Die gehölzfreien Flächen sollen max. 40% betragen. 

 
Für die im Bereich befindlichen Natura 2000-Gebiete sind entsprechende 
Verträglichkeitsprüfungen durchgeführt worden. Die vorgesehenen Maßnah-
men sind geeignet, erhebliche Beeinträchtigungen auf vorkommende Arten 
mit besonderen Schutzerfordernis zu vermeiden, so dass ein Einvernehmen 
der unteren Naturschutzbehörde in Aussicht gestellt werden konnte. 
 
Die Eingriffs-/ Ausgleichbilanzierung wird bestätigt. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 
 

 
Der Antrag auf Inaussichtstellung einer Ausnahme von den 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen wurde gestellt.  
Das LUNG hat sich dahingehend geäußert, dass bei antragsgemäßer 
Vorgehensweise (Beseitigung der Nester vom 1.09. – 31.3 des Folgejahres, 
Ersatz der beseitigten Nester durch künstliche Nisthilfen im Verhältnis 1:1,5) 
keine Verbotstatbestände des § 42 Abs. 1 BNatSchG eintreten und  die 
Inaussichtstellung einer Ausnahme von den Verboten des § 42 Abs.1 
BNatSchG  nicht erforderlich ist. 
 
Abfallwirtschaft 
Die Hinweise werden bei der weiteren Vorbereitung und Durchführung des 
Vorhabens beachtet. 
 
Immissionsschutz 
Den Forderungen des § 50 BImSchG wird Rechnung getragen. 
 
 
Bauleitplanung 
Zu 1. 
Mit dem B-Plan Nr. 9 werden Flächen des bereits rechtskräftigen B Planes Nr. 
4a im Bereich Ahrendshof überdeckt.  
Überschneidungen entlang der MST 19 sind nicht gegeben.  
 
Im B Plan Nr. 4a sind im Textteil B , Punkt 1. Art und Maß der baulichen 
Nutzung Festsetzungen für das MI Ahrendshof getroffen worden. Die 
Festsetzungen sind in den B Plan Nr. 9 mit übernommen worden.  
Außerdem wurden im B Plan Nr. 4a unter Punkt 5 örtliche Bauvorschriften für 
die Gebäude im MI und auf dem Golfplatz erlassen; zugelassen ist nur eine 
landschaftsangepasste Ziegel- oder Holzarchitektur in offener Bauweise mit 
Dächer von 20° – 45°als Gründach. Im B Plan Nr. 9 (Stand Vorentwurf) sind 
örtliche Bauvorschriften zur Dachausbildung für die Hauptgebäude im MI 
Ahrendshof aufgenommen worden. Auf den im Geltungsbereich des B Planes 
Nr. 9 liegenden Golfflächen sind bauliche Anlagen mit Ausnahme einer 
überdachten Draiving Ranche nicht vorgesehen. Das Baufeld wird ergänzend 
ausgewiesen und es werden Festsetzungen zur Überbauung und Höhe 
getroffen. Weitere Festsetzungen werden nicht für notwendig gehalten.  
 
Das Änderungsverfahren für den überdeckten Bereich des B Planes Nr. 4a 
wird nach Rechtskraft des B Planes Nr. 9 durchgeführt. 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 

Zu 2. 
Die Driving Range soll an der Zufahrt innerhalb der Grünflächendarstellungen 
errichtet werden. Die Festsetzungen von Baugrenzen im MI müssen nicht 
geändert werden. Die Zulässigkeit der Driving Range innerhalb der 
Grünflächendarstellung ist gemäß Festsetzung 2.1 gegeben.  
 
Zu 3.  
Durch den Eigentümer sind Nutzungen als Gartenland, Wiese bzw. Koppel- 
und Weidefläche  vorgesehen. Die Zweckbestimmung wird im Planentwurf 
ergänzt. 
 
Zu 4. 
Die Festsetzungen am Ende der Stichstraße werden entsprechend geprüft 
und rechtseindeutig vorgenommen. 
 
Zu 5. 
Es wird ein Wegerecht zugunsten der Golfer und durch diese Berechtigte 
(Versorgungsunternehmen bzw. Personen, die den Platz zur Unterhaltung der 
Golfflächen betreten müssen) festgesetzt.  
 
Zu 6. 
Das Mischgebiet wird zweifelsfrei gekennzeichnet; die  farbige Kennzeichnung 
wird vorgenommen. 
 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Die Bodendenkmale, Hinweise und Bedingungen werden nachrichtlich in die 
Satzung übernommen.  
 
 
 
 
 
  

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 

 
Hinweis: Die Ausgrenzungen der Bodendenkmale weichen von den 
Ausgrenzungen lt. Lageplan Landesamt für Kultur und Denkmalpflege ab. 
Nach Rücksprache beim Landesamt sind die vom Landesamt übergebenen 
Ausgrenzungen maßgebend. Die Angaben lt. Plan des Landkreises sind 
mittelwertbezogen zur Fundstelle ausgegrenzt; durch das Landesamt sind in 
Auswertung der Erfassungen fachbezogene Ausgrenzungen vorgenommen 
worden, die von den mittelwertsbezogenen Ausgrenzungen abweichen 
können.  
In die Satzung werden die Bodendenkmale entsprechend Karte des 
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege vorgenommen. 
 
Verkehrsbehörde 
Die Hinweise werden bei der weiteren Umsetzung des Vorhabens beachtet. 
Ein zusätzlicher Parkraumbedarf ist nicht zu erwartet; die neuen Flächen 
sollen den vorhandenen Platz ergänzen und qualitativ aufwerten. Das 
Parkplatzangebot am Abzweig nach Bornmühle außerhalb des 
Geltungsbereiches des B- Planes ist ausreichend.  
 
Brandschutz:  Keine Abwägung erforderlich   
 
Wirtschaftsförderung: Zustimmung aus touristischer Sicht 

ja nein Enth. 
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Stellungnahme Nr. 23 Abwägung Abstimmung 

 

 
 

ja nein Enth. 
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